
Überblick über die wesentlichen Verfahrensschritte zur 
Frequenznutzung 

 
 

I. Allgemeines 

Im Rahmen der Zuteilung der entsprechenden ersteigerten Frequenzblöcke muss vor 
jeder konkreten Nutzung die Festsetzung der standortbezogenen Frequenznutzungs-
parameter erfolgen. Die Festsetzung dieser Parameter ist Bestandteil der Frequenz-
zuteilung. Die ersteigerten Frequenzen dürfen auf der Grundlage der Zuteilung erst dann 
tatsächlich genutzt werden, wenn gemäß § 55 Abs. 5 Satz 1 Nr. 3 TKG „die Verträglich-
keit mit anderen Frequenznutzungen gegeben ist“ und nach § 55 Abs. 5 Satz 1 Nr. 4 
TKG „eine effiziente und störungsfreie Frequenznutzung durch den Antragsteller 
sichergestellt ist “ (vgl. hierzu auch Punkt 4 des Bundesratsbeschlusses vom 12.06.2009, 
BR-Drs. 204/09 und Punkt IV.4.2 und Anlagen 1 bis 4 der 
Präsidentenkammerentscheidung).  

Im Zuge der Netzauf- und - ausbauplanung ist daher von den Frequenzzuteilungsin-
habern die Festsetzung der standortbezogenen Frequenznutzungsparameter zu bean-
tragen, bevor die einzelnen Frequenzen tatsächlich genutzt werden dürfen. Hierfür gelten 
die in der Präsidentenkammerentscheidung über die Vergabe der Frequenzen 
(Entscheidung der Präsidentenkammer vom 12. Oktober 2009; Az. BK 1a-09/002) 
getroffenen Festlegungen und Ausführungen, insbesondere zu Punkt IV.4. der Ent-
scheidung.  

Für eine positive Bescheidung von Anträgen auf Festsetzung der standortbezogenen 
Frequenznutzungsparameter ist die Stellung von entsprechend qualifizierten Anträgen 
Voraussetzung. Insbesondere müssen Anträge zur Nutzung der 800-MHz-Frequenzen 
unter Beachtung der Frequenznutzungsbestimmungen als auch der Nutzungsbe-
stimmung 36 der Frequenzbereichszuweisungsplanverordnung erfolgen. Diese 
Regelungen stellen wesentliche Rahmenbedingungen dar, die seitens der Antragsteller 
zu beachten sind. Es können jedoch auch hiervon abweichende Vereinbarungen 
Grundlage für Anträge auf Festsetzung der standortbezogenen Frequenznutzungs-
parameter bilden, sofern sichergestellt wird, dass Frequenznutzungsrechte Anderer nicht 
beeinträchtigt werden. Die Frequenzzuteilungsinhaber erhalten hiermit eine hohe 
Flexibilität bei der konkreten Frequenznutzung. Voraussetzung für eine 
Frequenzzuteilung ist, dass „eine effiziente und störungsfreie Frequenznutzung durch 
den Antragsteller sichergestellt ist“ und „ die Verträglichkeit mit anderen 
Frequenznutzungen gegeben ist“, (vgl. § 55 Abs. 5 Satz 1 Nr. 3 und 4 TKG). Die 
Erfüllung der entsprechenden Voraussetzungen für die Frequenzzuteilung ist im Hinblick 
auf eine effiziente und störungsfreie Frequenznutzung durch den Antragsteller 
darzulegen (vgl. § 55 Abs. 4 Satz 2 TKG).  

Darüber hinaus ist auf Folgendes hinzuweisen: Grundsätzlich sind die Frequenzen 
freizügig im Gebiet der Bundesrepublik einsetzbar, so dass die Festsetzungsanträge 
Standorte innerhalb dieses räumlichen Gebietes enthalten können. Einschränkungen zur 
freizügigen Nutzbarkeit der Frequenzen ergeben sich aufgrund der besonderen Ver-
sorgungsverpflichtung für den Bereich der 800-MHz-Frequenzen. Damit können zwar 
Festsetzungsanträge bundesweit erfolgen, die Inbetriebnahme muss jedoch im Einklang 
mit der Versorgungsauflage nach Punkt IV.4.6 der Entscheidung der Präsidentenkammer 
vom 12. Oktober 2009 (Az. BK 1a-09/002) erfolgen.   
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II. Frequenzzuteilungsanträge 

 

Vor einer tatsächlichen Nutzung ist die Zuteilung der bestimmten Frequenzen bei dem 
Referat 224, Postfach 80 01, 55003 Mainz auf der Grundlage des Zuschlagsbescheides 
vom 21.05.2010 und des Zuordnungsbescheides vom 30.08.2010 zu beantragen.  

 

III. Festsetzung der funktechnischen Parameter 

 

1. Antrag 

Die Festsetzung der standortbezogenen Frequenznutzungsparameter erfordert einen 
Antrag bei dem Referat 224, Postfach 16 10 26, 18023 Rostock. 

Die standortbezogenen Frequenznutzungsparameter sind grundsätzlich gemäß dem 
vereinbarten elektronischen Verfahren zu beantragen. Die Angaben müssen dem in der 
Anlage 2 in den Zuteilungsbescheiden enthaltenen Vorgaben zum Betreiberaustausch-
Format entsprechen. Mit Blick auf die Nutzungsbestimmung 36 der Frequenzbereichs-
zuweisungsplanverordnung hat der Antragsteller schlüssig und nachvollziehbar dar-
zulegen, wie er Störungen des Rundfunkdienstes vermeiden will.  

Unabhängig davon sind mit Blick auf die Versorgungsverpflichtung für den Bereich 800 
MHz entsprechende schlüssige und nachvollziehbare Angaben  erforderlich. 

 

2. Erforderliche Angaben 

Die Datenschnittstelle mit den Frequenzzuteilungsinhabern entspricht von Feld 2 bis 29 der 
international vereinbarten Datenschnittstelle gemäß Anlage 2 des HCM-Agreements. 
Folgende Angaben sind daher notwendig: 

 
Feld Nr. Bez. Länge Beschreibung  
1  Nummer 8 Festsetzungsnummer (wird von der BNetzA  
    verwaltet)  
2 1A T_F 12 Sendefrequenz 
3 1Z F_CAT 1 Frequenzkategorie  
4 6A S_CAT 2 Klasse der Funkstelle  
5  6B NAT_S 2 Art des Funkdienstes  
6 6Z U_CAT 2 Benutzerkategorie  
7 10Z CHAN_O 1 Kanalbelegung  
8 2C DATE_U 8 Inbetriebnahmedatum  
9 4A T_NAME 20 Name der Funkstelle  
10 4B LAND 3 Land  
11 4C T_GL/T_GB 15 Geogr. Koordinaten  
13 4D T_R 5 Radius des Versorgungsgebietes Tx  
14 4Z H_MSL 4 Meereshöhe der Funkstelle 
15 7A BEZ_A 9 Bezeichnung der Aussendung  
16 8B1 RP_BS 6 Maximal abgestrahlte Leistung  
17 8B2 REFA_BS 1 Typ der Bezugsantenne  
18 9A AZI 5 Richtung der maximalen Abstrahlung  
19 9B ELEV 5 Vertikaler Winkel der max. Abstrahlung  
20 9D POL 2 Polarisation  
21 9G AGW 4 Antennengewinn der Empfangsantenne 
22 9Y AHO 4 Antennenhöhe über Grund 
23 9XH ATYP_H 7 Antennentyp horizontal  
24 9XV ATYP_V 7 Antennentyp vertikal  
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25 1Y R_F 12 Empfangsfrequenz 
26 13Z REM 50 Bemerkungen 
27 13Y KO_STA 1 Koordinierungsstatus 
28 2W DAT_COO 8 Datum des Koordinierungsantrages 
29 2Z DAT_FIN 8 Datum des Koordinierungsabschlusses  
30 13X KO_REF 15 Referenz des Koordinierungsvorganges  
31  BETR 2 Betreiber  
32  USERID 20 Betreiber – Datensatzkennung  
 

Bei der Beantragung der standortbezogenen Parameter im Bereich 800 MHz ist auf 
Folgendes hinzuweisen:  

Zusätzlich zu den bislang verwendeten Vorgaben zum Betreiberaustauschformat sind die 
Angaben des amtlichen Gemeindeschlüssels sowohl für den Standort einer Basisstation als 
auch für die von dieser versorgten Gemeinden erforderlich. Diese Angaben dienen der Über-
prüfung der Frequenznutzung nach Maßgabe der vier Prioritätsstufen der Versorgungs-
auflage für den Bereich 800 MHz, die die Freizügigkeit der Frequenznutzungen einschränkt. 
Darüber hinaus ist der Typ der Spektrumsmaske gemäß der Tabelle 4 der Anlage 1 des 
Zuteilungsbescheides (Frequenznutzungsbestimmungen) anzugeben. 

33  MASKE 1 Typ der Spektrumsmaske 
34  KEY_1 8 Gemeindeschlüssel BTS-Standort 
35   KEY_2 8 Gemeindeschlüssel Versorgungsgebiet 1 
36   KEY_3 8 Gemeindeschlüssel Versorgungsgebiet 2 
37   KEY_4 8 Gemeindeschlüssel Versorgungsgebiet 3 
38   KEY_5 8 Gemeindeschlüssel Versorgungsgebiet 4 
39   KEY_6 8 Gemeindeschlüssel Versorgungsgebiet 5 
 
Antragsteller haben im Bereich 800 MHz die bereitgestellten Daten der Rundfunkver-
sorgungen (Senderstandort- und Versorgungsdaten sowie Planungen zur Rundfunk-
versorgung) zu beachten und erforderlichenfalls weitere Maßnahmen zu ergreifen, damit 
die Verträglichkeit mit anderen Frequenznutzungen, insbesondere dem Rundfunk, ge-
geben ist. Den Antragstellern wurde hierzu der direkte elektronische Zugriff auf die Rund-
funksenderdaten der Bundesnetzagentur eingeräumt. Da die konkrete lokale Frequenz-
nutzung unter Beachtung der Rundfunkversorgung zu erfolgen hat, kann mit den durch 
die Bundesnetzagentur bereitgestellten Daten dazu beigetragen werden, bestehende 
Frequenznutzungsrechte des Rundfunks zu schützen. Der Antragsteller ist bei der Wahl 
der zum Schutz des Rundfunks geeigneten Maßnahmen frei.  

Es können auch im Wege der Selbstkoordinierung wechselseitige Vereinbarungen mit 
den Inhabern anderer Frequenznutzungsrechte getroffen werden.  

In der Entscheidung der Präsidentenkammer vom 12. Oktober 2009 wurde hierzu Folgendes 
ausgeführt:  

„Im Übrigen erwartet die Kammer, dass die künftigen Netzbetreiber im Zuge ihres Netz-
aufbaus, insbesondere in Zusammenarbeit mit Betreibern drahtloser Mikrofone, im Wege der 
Selbstkoordinierung geeignete frequenztechnische Maßnahmen ergreifen, um Störungen 
weitestgehend zu minimieren.“ (vgl. Vfg. 59/2010, a. a. O., S. 3659).  

Die Bundesnetzagentur hat die frequenzregulatorischen Rahmenbedingungen dafür 
geschaffen, damit die betroffenen Kreise im Weg der Selbstkoordinierung geeignete 
Maßnahmen für einen Interessensausgleich ergreifen können (vgl. im Einzelnen das 
Konzept für die Frequenzzuteilungen für drahtlose Mikrofone und sonstige Reportage-
funkanlagen, veröffentlicht auf der Internetseite der Bundesnetzagentur). Daher wird 
erwartet, dass im Zuge des Ausbaus der Mobilfunknetze frühzeitig bekannt wird, welche 
Regionen zu welchem Zeitpunkt betroffen sein werden.  



4 

Darüber hinaus wurde Folgendes ausgeführt:  

„Die Kammer erwartet, dass in Bezug auf die befürchteten Auswirkungen auf den Rundfunk-
empfang (leitungsgebunden und nicht-leitungsgebunden) die künftigen Netzbetreiber 
erforderlichenfalls geeignete Maßnahmen ergreifen werden, die eine Störung der hiervon 
betroffenen Geräte in für diese zumutbarer Weise minimieren.“( vgl. Vfg. 59/2010, a. a. O., 
S. 3706). 

Die Antragsteller haben daher bei der Antragstellung darzulegen, welche konkreten ge-
eigneten Maßnahmen zur Sicherstellung der störungsfreien Frequenznutzung durch den 
Antragsteller vorgesehen sind, damit die Verträglichkeit mit anderen Frequenznutzungen 
gegeben ist, § 55 Abs. 5 Satz 1 Nr. 3 und 4 TKG. 

Zum Stand der Selbstkoordinierung erwartet die Bundesnetzagentur entsprechende 
Berichte. 

Zur Sicherstellung einer effizienten und störungsfreien Nutzung von Frequenzen kann es 
erforderlich sein, die Festsetzung der standortbezogenen Frequenznutzungsparameter 
nachträglich zu ändern. Die Festsetzungsbescheide unterliegen daher Widerrufsvorbehalten. 

 

IV. Allgemeine Berichtspflicht 

Der Frequenzzuteilungsinhaber hat der Bundesnetzagentur nach Punkt I.2.6 der Frequenz-
zuteilung jeweils zum 31. Dezember eines Jahres über seinen Stand der Frequenz-
nutzungen und seines Netzaufbaus sowie seines Netzausbaus und seiner Netzausbau-
planung zu berichten.  

 

V. Besondere Berichtspflicht zur freizügigen Frequenznutzung 

Über den Stand der Frequenznutzungen, insbesondere mit Blick auf die Versorgung der 
weißen Flecken unter Angabe der jeweils versorgten Bevölkerung und über die Netzaus-
bauplanungen für das Jahr 2011 und folgende ist erstmals zum Stichtag 31. Dezember 2010 
umfassend zu berichten.  

Darüber hinaus ist die Bundesnetzagentur über den Stand der Frequenznutzungen bzw. der 
Netzausbauplanung zu informieren (anlassbezogene Berichtspflicht). Dies gilt insbesondere 
im Hinblick auf die geplante Aufnahme der Nutzung der 800-MHz-Frequenzen in einer 
nachfolgenden Prioritätsstufe.  

Insoweit hat der Zuteilungsinhaber für den Übergang von einer Prioritätsstufe in die nächste 
anzugeben, welche Gemeinden und Städte im Zuge der Netzaufplanung tatsächlich versorgt 
werden bzw. welche Standorte konkret in Betrieb genommen wurden. Dies gilt nicht für den 
Fall, dass die angegebenen Prioritätsstufen durch die Zuteilungsinhaber nicht stufenweise 
erfüllt werden, sondern in mehreren oder allen Prioritätsstufen gleichzeitig 
Netzinfrastrukturen aufgebaut und genutzt werden.   

Die Nutzbarkeit der Frequenzen im Bereich 800 MHz ist aufgrund der Regelungen zur be-
sonderen Versorgungsverpflichtung zur Versorgung der weißen Flecken eingeschränkt. 
Danach sind in den Bundesländern zunächst stufenweise entsprechend der festgelegten 
Prioritätsstufen bislang unversorgte Städte und Gemeinden mit Breitbandanschlüssen zu 
versorgen. Insoweit ist die Inbetriebnahme von Standorten entsprechend eingeschränkt. Die 
freizügige Nutzbarkeit dieser Frequenzen kann daher erst erfolgen, wenn der Zuteilungs-
inhaber darlegt, dass die Versorgungsverpflichtung gemäß Punkt IV.4.5 der Entscheidung 
der Präsidentenkammer erfüllt ist. Bereits in der Entscheidung der Präsidentenkammer 
wurde hierzu Folgendes ausgeführt: „Die Bundesländer haben zur Identifizierung der mit 
Breitband unversorgten bzw. unterversorgten so genannten „weißen Flecken“ Listen erstellt, 
aus denen sich die zu versorgenden Städte und Gemeinden ergeben. Die Listen basieren – 
wie auch von Kommentatoren gefordert – auf der Grundlage des seit Juni 2009 aktualisierten 
Breitbandatlas des Bundesministeriums für Wirtschaft und Technologie.“ Der Breitbandatlas 
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wird fortlaufend aktualisiert und enthält auch Angaben, die die Versorgung von Gebieten 
durch andere Zuteilungsinhaber aber auch durch andere Techniken wie DSL oder Kabel 
enthält.  

Die Zuteilungsinhaber können zur Erfüllung ihrer Versorgungsauflagen Gestaltungsspiel-
räume nutzen, die einen zügigen und effizienten Netzaufbau auch in ländlichen Bereichen 
fördern. Im Rahmen der regulatorischen und wettbewerblichen Zulässigkeit sind wirtschaft-
liche Kooperationen mit anderen Netzbetreibern möglich. In Betracht kommen auch Netz-
nutzungsvereinbarungen für den Betrieb gemeinsamer Infrastrukturen oder die Überlassung 
von Frequenzen. Entsprechende Vereinbarungen zwischen Netzbetreibern sind der 
Bundesnetzagentur und dem Bundeskartellamt vorzulegen (vgl. hierzu Thesenpapier 
Infrastruktursharing).  
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